
POLICY PAPER.  
FESTE VORGABEN FÜR FIRMENFLOTTEN  
FÜHREN NICHT ZUM ZIEL. 

BEDEUTUNG.  

Im Rahmen des Clean Industrial Deal und des Aktionsplans für den Automobilsektor arbeitet die EU-Kommission 
derzeit an einer Initiative für „Saubere Firmenflotten“. Unternehmensflotten, die derzeit rund 60% aller Neu-
zulassungen von Pkw in der EU ausmachen, spielen beim Übergang zu emissionsfreien Fahrzeugen eine zentrale 
Rolle. Ohne diesen Bereich wäre das durchschnittliche Alter der Fahrzeuge in Flotten deutlich höher – bei ent-
sprechend geringerer Effizienz. Erfolgreiche Anreizsysteme in einigen Märkten verdeutlichen das Potenzial von 
Firmenflotten, während in vielen EU-Mitgliedstaaten die eher langsame Verbreitung von Elektrofahrzeugen mit 
einem geringeren Anteil von Firmenzulassungen zusammenhängt.

Feste Vorgaben für den Anteil von Elektrofahrzeugen könnten jedoch faktisch einem Verbot von Verbrennerfahr-
zeugen bis 2030 gleichkommen – ob die dafür notwendigen Voraussetzungen gegeben sind oder nicht. Verbindliche 
Kaufziele würden der Verbrauchernachfrage zuwiderlaufen, denn ohne ausreichende Infrastruktur, bezahlbaren 
Strom und stabile Restwerte könnten sie gleichzeitig die Flottenerneuerung, die industrielle Wettbewerbsfähigkeit 
Europas und die Dekarbonisierung bremsen. 

AKTUELLE SITUATION (10/2025). 

•	 Ein Gesetzentwurf wird bis Ende 2025 erwartet.
•	 Die Stakeholder-Beratungen liefen bis Mitte September.
•	� Zu den derzeit diskutierten Maßnahmen gehören verbindliche Kaufziele für Unternehmensflotten, finanzielle 

Anreize sowie die Förderung der Infrastruktur.
•	� Die BMW Group, andere europäische OEMs und Flottenbetreiber lehnen verpflichtende Quoten für emissions-

freie Fahrzeuge in Unternehmensflotten ab.
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AUSWIRKUNGEN AUF EUROPA.  

Die Vorgabe verbindlicher Kaufziele für emissionsfreie Fahrzeuge in Firmenflotten würde den Markt verzerren und 
den Restwert bereits vorhandener Fahrzeuge verringern. Die Kosten für Leasingunternehmen und Betriebe würden 
steigen. Der Zwang zur Nutzung von Elektrofahrzeugen durch Mitarbeitende würde den Anreiz dieses Gehaltsbe-
standteils mindern, so dass er womöglich durch Geldleistungen ersetzt wird. Neue Technologien würden lang-
samer eingeführt, sodass die Gesamtflotte noch schneller altert. Auch das Mietwagengeschäft müsste mit starken 
Einbußen rechnen. Verpflichtende Quoten würden die Automobilbranche unverhältnismäßig belasten, Europa noch 
abhängiger von chinesischen Rohstoffen machen und die Diversität der Anforderungen an und Rahmenbedingungen  
für Flotten in den Mitgliedstaaten nicht berücksichtigen. Ein pauschaler Ansatz verstößt gegen das Prinzip der 
Technologieoffenheit und gefährdet Europas Wettbewerbsfähigkeit im globalen Wandel.

Die größte Herausforderung liegt nicht im Angebot, sondern in der Nachfrage: Der Anteil emissionsfreier Fahrzeuge 
an den Neuzulassungen in der EU beträgt derzeit lediglich rund 15% und wird sich durch gesetzliche Vorgaben 
allein nicht erhöhen. Vielmehr sollten durch günstige Rahmenbedingungen die notwendigen Voraussetzungen 
geschaffen werden, um eine echte und zügige Dekarbonisierung der Fahrzeugflotte voranzutreiben.
 
 
BEITRAG DER BMW GROUP. 

Als weltweit führender Automobilhersteller engagiert sich die BMW Group für die Entwicklung nachhaltiger Batterie-
technologien und den Aufbau robuster europäischer Wertschöpfungsketten. Neben unseren Investitionen in die 
Fahrzeugplattform der Neuen Klasse erweitern wir gezielt unsere Recyclingaktivitäten, mit dem Ziel, den Material-
kreislauf vollständig zu schließen. Bis 2030 wird die europäische Automobilindustrie mehr als 250 Milliarden Euro 
in die Elektrifizierung und Digitalisierung investieren und damit ihren Beitrag eindrucksvoll unter Beweis stellen.
 
 
EMPFEHLUNGEN FÜR POLITISCHE MASSNAHMEN. 

•	 �Abkehr von verpflichtenden Vorgaben, die faktisch einem Verbrenner-Aus bis 2030 gleichkämen: Wir befürworten 
die geplante Überprüfung der übergeordneten CO₂-Flottenregulierung.

•	� Technologieoffenheit im CO₂-Regelwerk gewährleisten: Alle Antriebstechnologien und zertifizierten erneuerbaren 
Energieträger müssen als Beitrag zur Dekarbonisierung anerkannt werden.

•	� Gezielte Anreize für das Betreiben CO₂-armer Flotten in den Mitgliedstaaten: Incentivierung von Plug-In-Hybrid-
Fahrzeugen (PHEV), Brennstoffzellenfahrzeugen (FCEV) und Fahrzeugen, die mit dekarbonisierten Kraftstoffen 
betrieben werden.

•	� Günstige Rahmenbedingungen schaffen: Strompreise für das Laden von Elektrofahrzeugen senken und den Aus-
bau der Lade- und Wasserstofftankinfrastruktur über die Verordnung zum Ausbau der Infrastruktur für alternative 
Kraftstoffe (AFIR) und die Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD) hinaus beschleunigen.

•	� Incentives statt Vorgaben: EU-weite finanzielle Anreize wie etwa Steuererleichterungen und Mautbefreiung für  
batterieelektrische Fahrzeuge einführen; nationale Förderprogramme koordinieren, um die Nachfrage zu  
stabilisieren und die Gesamtbetriebskosten zu senken.

•	� Die Wettbewerbsfähigkeit Europas sichern: Auf starre lokale Wertschöpfungsvorgaben, die zur Störung von 
Lieferketten oder zu Vergeltungsmaßnahmen führen könnten, verzichten. Plug-In-Hybride, Brennstoffzellen-
fahrzeuge und Effizienzsteigerungen über den Lebenszyklus mit CO₂-Gutschriften belohnen.

Eine „Saubere Firmenflotten“-Initiative mit starren Vorgaben könnte Europas Klimaziele und industrielle Stärke 
gefährden. Der einzige Weg, Flotten nachhaltig zu dekarbonisieren und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit und 
Verbraucherwahl zu erhalten, ist ein technologieoffener Rahmen, der auf Anreizen basiert. 
 
BMW Group, Oktober 2025 / Kontakt: governmentaffairs@bmwgroup.com
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